Preußiſche Gefeßiammlung 
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(Nr. 12736.) Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung. Vom 29. Dezember 1923. 


Auf Grund des SA Abf. 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 455) wird folgendes verordnet: ö 


8 
(I) Für einzelne Amtshandlungen, die auf Veranlaſſung der Beteiligten von ſtaatlichen Organen oder 
kraft ſtaatlichen Auftrags von nichtſtaatlichen Organen vorgenommen werden, werden Verwaltungsgebühren 
nach Maßgabe dieſer Verordnung oder beſonderer von den zuſtändigen Miniſtern erlaſſener Verordnungen 
erhoben, 

(2) Die Gebühren fließen in die Staatskaſſe, fünfzig vom Hundert von den für Auftragshandlungen 
erhobenen Gebühren in die Kaſſe derjenigen Stelle, deren Organ die Amtshandlung vorgenommen hat. 

(3) Soweit die Erhebung einer Gebühr oder Gebührenfreiheit ausdrücklich auf Grund des Geſetzes über 
ſtaatliche Verwaltungsgebühren vorgeſchrieben iſt, wird die Erhebung von anderweitigen Gebühren aus⸗ 
geſchloſſen. Inwieweit die Erhebung einer Stempelſteuer ausgeſchloſſen iſt, wird durch die gemäß § 4 des 
Geſetzes erlaſſenen Gebührenordnungen beſtimmt. 


un 
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Gebührenfrei find: 

1. Amtshandlungen, die überwiegend im öffentlichen Jutereſſe erfolgen, insbefondere Amtshandlungen, 
die durch Behörden veranlaßt werden, es ſei denn, daß die Gebühr einem Dritten als mittelbarem 
Veranlaſſer zur Laſt zu legen iſt a 

der mündliche Verkehr; 
alle Angelegenheiten in Gnadenſachen, ſofern nicht ihre Verfolgung als mutwillig anzuſehen iſt. 


S Ie 


Diejenigen Perſonen, Anſtalten uſw., die nach § 5 Abſ. 1 bis 4 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 / 
26. Juni 1909 in der Faſſung des Geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) von der Entrichtung 
der Stempelſteuer befreit find, find unter den dort genannten Vorausſetzungen auch von der Entrichtung von 
Verwaltungsgebühren befreit. 8 8 
. 8 4. 

Die für die Gebührenerhebung zuſtändige Behörde iſt befugt, die Gebühr im Falle nachgewieſener Be- 
dürftigkeit des Pflichtigen auf Antrag bis auf die im § 6 Abf. 1 vorgeſehene Mindeſtgebühr herabzuſetzen 
oder zu erlaſſen. 

Geſetzſammlung 1924. (Nr. 127369 1 
Ausgegeben zu Berlin, den 4. Januar 1924. 


$5. 
(1) Die Gebühren werden in Goldmark angeſetzt. = 
= EDER Goldmarkbetrag iſt nach dem für den Tag der Zahlung geltenden, vom Finanzminiſter zu be⸗ 
ſtimmenden Goldumrechnungsſatz in deutſches Währungsgeld umzurechnen. Als Zahlung im Sinne dieſer 
Vorſchrift gilt auch die Aufgabe zur Poſt. 5 : 

(3) Bis auf weiteres ift der vom Reichsminiſter der Finanzen auf Grund des § 5 Abſ. 1, § 2 Abſ. 3 
der Reichsaufwerkungsverordnung vom 11/18. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 939/979) für die Reichs- 
ſteuern feſtgeſetzte Goldumrechnungsſatz maßgebend. 

§ 6. 

(2) Die nach dem Werte des Gegenſtandes zu berechnende Gebühr beträgt mindeſtens 0,0 Goldmark 
und ſteigt in Abſtufungen von je 0,10 Goldmark, wobei überſchießende Gebührenbeträge auf 0,10 Goldmark 
nach oben abgerundet werden. 

(2) Maßgebend iſt der Wert des Gegenſtandes zur Zeit der Vollendung der Amtshandlung. Er iſt in 
Goldmark im Sinne des § 5 Abſ. 2 und 3 feſtzuſtellen. 5 


; § 7. 

Fällig iſt der zur Zeit der Vollendung der Amtshandlung geltende Goldmarkgebührenſatz. 
5 § 8. 

‚ (2) Die Gebühr fol grundſätzlich ſpäteſtens bei der Aushändigung der Entſcheidung, des Zeugniſſes uſw. 
entrichtet und erforderlichenfalls durch Poſtnachnahme erhoben werden, wobei der am Tage der Aufgabe des 
Auftrags zur Poſt gültige Goldumrechnungsſatz zugrunde zu legen iſt; fie kann ſchon vor der Vornahme 
der Amtshandlung erfordert werden. l 

(2) Die Beitreibung erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 


8 9. 

(1) Wird in einer gebührenpflichtigen Angelegenheit eine übergeordnete Behörde im Juſtanzenzuge 
angegangen, ſo iſt auch deren Entſcheidung gebührenpflichtig; die Gebühr erhöht ſich für jede Juſtanz je um 
die Hälfte, mindeſteus jedoch je um den Betrag der im 86 Abſ. 1 vorgeſehenen Mindeſtgebühr. Für die 
Eutſcheidung durch einen Miniſter beträgt die Gebühr mindeſtens das Dreifache. = 

(2) Die Gebühr für die Entſcheidung der übergeordneten Behörde iſt nur zu erheben, wenn und ſoweit 
im endgültigen Ergebniſſe die erſtinſtanzliche Entſcheidung aufrechterhalten wird, andernfalls iſt nur die Gebühr 
für die von der erſten Inſtanz endgültig vorzunehmende Amtshandlung zu erheben. 


§ 10. 

(1) Bei Zurücknahme des Antrags auf Vornahme einer Amtshandlung, die noch nicht vollendet, mit 
deren Ausführung oder ſachlicher Vorbereitung jedoch bereits begonnen worden iſt, wird ¼ bis ½, bei 
Ablehnung des Antrags ½ der Gebühr, mindeſtens jedoch der Betrag der im § 6 Abf. 1 vorgeſehenen 
Mindeſtgebühr erhoben; es kann Gebührenfreiheit gewährt werden, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender 
Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. 

(2) Für einen lediglich wegen Unzuftändigkeit ablehnenden Beſcheid iſt eine Gebühr nicht zu erheben. 


SIR 

Sofern für den Anſatz einer Gebühr ein Spielraum gewährt wird, hat die für die Gebührenerhebung 
zuſtändige Behörde die Höhe der Gebühr unter Berückſichtigung des Umfanges und der Schwierigkeit der 
Sache, ihrer Bedeutung für das bürgerliche Leben und der Leiſtungsfähigkeit des Pflichtigen feſtzuſetzen, 


a 


8 12 
5 -. 
(1) Gegen die Erhebung einer Gebühr findet die Beſchwerde im Auffichtswege ſtatt, ſoweit nicht durch 
beſondere Beſtimmung eine andere Regelung getroffen iſt. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 
(2) Die Entſcheidung über die Beſchwerde ift, ſoweit ihr nicht durch den Vorſtand der Behörde ab⸗ 
geholfen wird, gebührenpftichtig. Die Gebühr beträgt 10 vom Hundert des Wertes des Beſchwerdegegen— 
ſtandes; im übrigen gilt § 9 entſprechend. 
§ 13. g 
Werden bei der Vornahme einer Amtshandlung beſondere bare Auslagen notwendig, ſo ſind ſie, auch 
wenn die Amtshandlung gebührenfrei bleibt, von dem zu erſtatten, auf deſſen Veranlaſſung die Amts- 
handlung vorgenommen wird. Sie ſind nach dem Tage ihrer Entſtehung in Goldmark im Sinne des § 5 
Abſ. 2 und 3 umzurechnen für die Zahlung des ſich fü ergebenden Betrags gelten die Vorſchriften über 
die Gebührenzahlung entſprechend. 
§ 14. s 
Die Beſtimmungen dieſer Gebührenordnung gelten für alle auf Grund des Geſetzes über ſtaatliche 
Verwaltungsgebühren zu erhebenden Gebühren, ſofern nicht Abweichendes beſtimmt wird. 


§ 15 
Ss 9. 

In allen Verwaltungszweigen werden die in dem anliegenden Tarif aufgeführten Gebühren erhoben, 
ſoweit nicht in beſonderen Gebührenordnungen andere Gebühren für die betreffenden Amtshandlungen feſt N 
geſetzt ſind oder Gebührenfreiheit angeordnet iſt. i 

f 5 = § 16. 
„Dieſe und etwaige weitere allgemeine Gebührenordnungen werden in der Geſetzſammlung, die von den 


* 


einzelnen Miniſtern zu erlaſſenden Gebührenordnungen in den betreffenden Miniſterialblättern veröffentlicht. 


817 
8 . 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1924 in Kraft. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver. 
ordnung für Angelegenheiten der Juſtizverwaltung beſtimmt der Juſtizminiſter im Einverſtändnis mit dem 
Finanzminiſter. : 

Berlin, den 29. Dezember 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. v. Richter. 


Tarif (vgl. 8 15). 
(G. M. Goldmark.) 
Es werden an Gebühren erhoben für: 
J. a) einfache Abſchriften, Auskünfte und dergleichen, Aufnahme von Verhandlungen 
(Protokolle) ein der Höhe der Schreibgebühren entſprechender Betrag, und zwar 
ee 0,20 G. M. 


mindeſtens jedoch der Betrag der im 8 6 Abſ. 1 vorgeſehenen Mindeftgebühr. 


b) Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, 
Regiſtern und Rechnungen für jede e 0, % bis 1 „ 


m. 


2. Ausfertigungen von Schriftſtücken, ſoweit nicht auf Grund dieſer Gebühren 
ordnung oder ihres Tarifs eine beſondere Gebühr zu entrichten oder Gebühren⸗ 
freiheit angeordnet ift, und für zweite, dritte und weitere Ausfertigungen (Neben- 
ausfertigungen) die Gebühr wie für einfache Abſchriften und die Beglaubigungs⸗ 
gebühr (Ziffer 4). 


Beſtallungen ſind gebührenfrei. 


3. Beſcheide auf Geſuche, Anfragen, Anträge und abweiſende Beſcheide auf Beſchwerden, 
ſofern ſie nicht im inneren Behördenbetrieb ergehen, 

bei den unteren Behörden (Ortsbehörden)))j)h j 

Ber delt Miktelbehörde td 8 

bei den oberſten Behörden (Zentralbehörden ·· 


Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung abgeſehen werden. 


4. Beglaubigungen lauch neben der nach Ziffer 1 fälligen Gebühr) und andere 
Zeugniſſe, ſoweit fie nicht im inneren Behördenbetrieb ausgeſtellt werden..... 


o 
> 
— 


Witwen- und Waiſengeldern und ähnlichen Koſten und Gel 


Gebührenfrei ſind: 
a) Zeugniſſe über geleiſtete Arbeiten, den Beſuch von Bildungsanſtalten, 


Schulzeugniſſe und dergleichen; 


b) Zeugniſſe, welche zum Nachweiſe der Berechtigung zum Genuſſe von 


Wohltaten, Stiftungen und anderen Bezügen für hilfsbedürftige 
Perſonen dienen ſollen, oder welche wegen Zahlung von Wartegeldern, 
Penſionen, Unterſtützungsgeldern, Krankengeldern, e ene 

ern als 
Rechnungsbelege bei öffentlichen oder privaten Kaſſen und Anſtalten 
eingereicht werden müſſen. 


Gemäß Artikel 12 § 2 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vor 


genommene Beurkundungen von Grundſtücksveräußerungen leinſchließlich Ver— 
ſteigerungen) ſowie Urkunden über die Abtretung von Aneignungsrechten aus 
§ 928 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſofern fie nicht zur Erlangung der 
Rechtswirkſamkeit der Genehmigung oder des Beitritts einer Behörde bedürfen 
und dieſe Genehmigung nicht erteilt wird. 

b) Das Entſprechende gilt für das Erbbaurecht; beſteht die Gegenleiſtung in einem 
Erbbauzins, fo finden die Vorſchriften des § 6 Abf. 9 bis 12 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. 


1 bis 100 G. M., 


2 „ 200 „„ 
0 


2 G. M. 


Yo vom Hundert 
des Kaufpreiſes (eins 
ſchließlich des Wertes 
der ausbedungenen 
Leiſtungen und vorbe— 
haltenen Nutzungen) 
oder des Grundſtücks⸗ 
wertes, falls ein Kauf 
preis nicht in Frage 
kommt oder dieſer 
geringer iſt als der 
Grundſtückswert. 


Zuſatz. Neben den unter Ziffer 1 bis 4 dieſes Tarifs vorgeſchriebenen Gebühren iſt ein Stempel 
nach den Tarifſtellen 1, 7, 10, 11, 16, 77 des Stempelſteuergeſetzes nicht zu erheben. Soweit andere Tarif— 
ſtellen dieſes Geſetzes in Frage kommen, finden die Vorſchriften unter Ziſſer 1 bis 4 des vorſtehenden Ge 
hührentarifs keine Anwendung. 
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